
III 

(In Anwendung des EU-Vertrags erlassene Rechtsakte) 

IN ANWENDUNG VON TITEL V DES EU-VERTRAGS ERLASSENE 
RECHTSAKTE 

GEMEINSAMER STANDPUNKT 2009/314/GASP DES RATES 

vom 6. April 2009 

zur Änderung des Gemeinsamen Standpunkts 2006/276/GASP über restriktive Maßnahmen gegen 
einzelne belarussische Amtsträger, und zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 

2008/844/GASP 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 15, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 10. April 2006 den Gemeinsamen Stand-
punkt 2006/276/GASP über restriktive Maßnahmen ge-
gen einzelne belarussische Amtsträger ( 1 ) angenommen. 

(2) Der Gemeinsame Standpunkt 2008/844/CFSP des Rates 
vom 10. November 2008 zur Änderung des Gemeinsa-
men Standpunkts 2006/276/GASP über restriktive Maß-
nahmen gegen einzelne belarussische Amtsträger ( 2 ) hat 
die im Gemeinsamen Standpunkt 2006/276/GASP vor-
gesehenen restriktiven Maßnahmen bis 13. Oktober 
2009 verlängert. Die gegen bestimmte belarussische 
Amtsträger verhängten Aufenthaltsverbote wurden je-
doch bis 13. April 2009 ausgesetzt, wobei hiervon die 
Aufenthaltsverbote ausgenommen sind, die gegen die 
Amtsträger, die in das Verschwinden mehrerer Persön-
lichkeiten in den Jahren 1999 und 2000 verwickelt wa-
ren, und gegen die Vorsitzende der Zentralen Wahlkom-
mission verhängt wurden. 

(3) Um die Verabschiedung und Durchführung weiterer kon-
kreter Maßnahmen zur Förderung der Demokratie sowie 
der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
Belarus zu unterstützen, ist der Rat am 16. März 2009 
übereingekommen, die im Gemeinsamen Standpunkt 
2006/276/GASP vorgesehenen restriktiven Maßnahmen 
um ein Jahr ab dem Zeitpunkt dieser Ratstagung zu ver-
längern, gleichzeitig jedoch die Aussetzung der Anwen-
dung der gegen einige belarussische Amtsträger verhäng-
ten Aufenthaltsverbote für einen Zeitraum von neun Mo-
naten beizubehalten. Vor dem Ende dieses Zeitraums 
wird der Rat die restriktiven Maßnahmen unter Berück-
sichtigung der Lage in Belarus gründlich überprüfen; soll-

ten weitere positive Entwicklungen zu verzeichnen sein, 
wird er bereit sein, die etwaige Aufhebung der restrikti-
ven Maßnahmen in Betracht zu ziehen. Der Rat kann 
jederzeit beschließen, die Reisebeschränkungen im Lichte 
der Maßnahmen der belarussischen Behörden auf dem 
Gebiet der Demokratie und der Menschenrechte erforder-
lichenfalls wieder anzuwenden. 

(4) Der Gemeinsame Standpunkt 2006/276/GASP sollte da-
her geändert und der Gemeinsame Standpunkt 
2008/844/GASP sollte aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN: 

Artikel 1 

Die Geltungsdauer des Gemeinsamen Standpunkts 
2006/276/GASP wird bis zum 15. März 2010 verlängert. 

Artikel 2 

(1) Die nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b des Gemein-
samen Standpunkts 2006/276/GASP verhängten Maßnahmen 
werden, was Herrn Juri Nikolaewitsch PODOBED betrifft, bis 
zum 15. Dezember 2009 ausgesetzt. 

(2) Die Maßnahmen nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c des 
Gemeinsamen Standpunkts 2006/276/GASP werden bis zum 
15. Dezember 2009 ausgesetzt. 

Artikel 3 

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird vor dem 15. Dezember 
2009 im Lichte der Situation in Belarus überprüft. 

Artikel 4 

Der Gemeinsame Standpunkt 2008/844/GASP wird aufgeho-
ben.
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( 1 ) ABl. L 101 vom 11.4.2006, S. 5. 
( 2 ) ABl. L 300 vom 11.11.2008, S. 56.



Artikel 5 

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Artikel 6 

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Luxemburg am 6. April 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. POSPÍŠIL
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